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Deutsche Rentenversicherung Bund, vertreten durch das Direktorium, Ruhrstraße 2, 
10709 Berlin - 2304-64-87363990/2304/2304 -
- Beklagte und ß,erufungsbeklagte -

Beige l ade n 
1. Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, Abteilung IX - Recht, Compli-
ance, vertreten durch die Geschäftsführung ,, Wasserstraß,e 215, 44799 Bochum - AIGR 
SGG 2.121.427-
- Beigeladene -
2. DAK-Gesundheit vertreten durch den Vorstand, Nagelsweg 27-31 , 20097 Hamburg -
465020 Ja -
- Beigeladene -
3. 
- Beigeladener -
4. 
- Beigeladener -
5. 
~ 
- Beigeladener -
6. 

~ 
- Beigeladener -
7. 
- Beigeladener -
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8. 
- Beigeladener -
9. 
- Beigeladener -

Verfahren nach § 7a SGB IIV sowie BetnebstJrüfungen nach §§ 28p und 28q SGB IV 

Der 16. Senat des Bayer. Landessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung in 
Müinchen 

am 24. Juli 2024 

durch die Vorsitzende Richterin am Bayer. Landessozialgericht Berndt, die Richterin am 
Bayer. Landessozialgericht Gruber und die Richterin am Bayer. Landessozialgericht 
Dr. Konrad sowie die ehrenamtlichen Richter Göss und Cerweny 

für Recht erkannt: 

1. Auf die Berufung wird das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 9. März 
2023 aufgehoben, soweit die Klage gegen den Bescheid der Beklagten 
vom 03.02.2020 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 
26.01 .2021 in der Fassung des Änderungsbescheides vom 16.12.2022 
abgewiesen wurde. Der Bescheid der Beklagten vom 03.02.2020 in der 
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26.01 .2021 in der Fassung des 
Änderungsbescheides vom 16.12.2022 wird auch bezüglich der Nachfor­
derung für die Beigeladenen zu 3, 4, 6 bis 8 und für den Beigeladenen 
ZIU 5 für die Monate April und Mai 2017 sowie den Beigeladenen zu 9 für 
die Monate Mai und Juni 2015 aufgehobe11. 

II. Die Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens. 

III. Die Revision wird nicht zugelassen. 

Tatbestand : 

Zwischen den Beteiligten ist eine Nachforderung von Gesamtsozialversicherungsbeiträ­

gen aufgrund einer für die Zeit vom 10.04.2015 bis 21.06.2018 durchgeführten Betriebs­

prüfung streitig. 

Der Kläger betreibt einen landwirtschaftlichen Betrieb. Im Prüfzeitraum beschäftigte der 

Kläger neben verschiedenen fest angestellten Arbeitnehmern die Beigeladenen zu 3 
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bis 9, rumänische Staatsangehörige mit Wohnsitz in Rumänien, als Saisonarbeitskräfte, 

die er über eine Personalvermittlungsagentur anwarb. Die Beigeladenen zu 3 bis 9 halfen 

dem Kläger bei der Spargelernte. A-1-Bescheinigungen des zuständigen rumänischen 

Sozialversicherungsträgers liegen für die Beigeladenen zu 3 bis 9 nicht vor. 

Die Beschäftigung der Beigeladenen zu 3 bis 9 war nach den schriftlichen Arbeitsverträ­

gen auf maximal 70 Arbeitstage begrenzt. Sie erhielten einen Stundenlohn, der zwischen 

7,40 € und 8,84 €lag.Das monatliche Arbeitsentgelt betrug grundsätzlich mehr als 450 € 

(Ausnahmen: Beigeladener zu 9 im Monat April 2015: 329,30 € und Beigeladener zu 5 im 

Monat Juni 2017: 180,60 €). 

Vor Abschluss eines Arbeitsvertrages unterschrieben die Beigeladenen zu 3 bis 9 den in 

deutscher und rumänischer Sprache abgefassten, von der Beklagten zur Verfügung ge­

stellten „Fragebogen zur Feststellung der Versicherungspflicht/Versicherungsfreiheit ru­

mänischer Saisonarbeitnehmer". Die Fragebögen waren maschinell vorausgefüllt und von 

der Heimatgemeinde der Beigeladenen zu 3 bis 9 gestempelt. Die Fragen: ,,Stehen Sie in 

einem Beschäftigungsverhältnis?", ,,Üben Sie in Rumänien eine selbständige Tätigkeit 

aus? ,,Sind Sie in Rumänien arbeitslos oder arbeitssuchend gemeldet?", ,,Besuchen Sie 

zur Zeit eine Schule, Hochschule, Universität oder eine andere Bildungseinrichtung?" und 

,,Beziehen Sie eine Rente in Rumänien?" verneinten sie. Die Frage „Sind Sie Haus­

frau/Hausmann?" bejahten die Beigeladenen zu 3 bis 9. Nach dem Fragebogen war diese 

Frage nur zu beantworten, wenn sämtliche vorstehenden Fragen mit Nein beantwortet 

worden seien. Es wurden jeweils keine Angaben zu den Fragen gemacht, seit wann bei 

den Beigeladenen zu 3 bis 9 die Hausmanneigenschaft vorliege und wovon in Rumänien 

der Lebensunterhalt bestritten werde. 

Der Kläger entrichtete für die Beigeladenen zu 3 bis 9 Umlagen an die Deutsche Renten­

versicherung Knappschaft Bahn See, Minijob-Zentrale, da er davon ausging, dass es sich 

um kurzfristige, sozialversicherungsfreie Beschäftigungsverhältnisse handele. 

Die Beklagte führte vom 12.08.2019 bis 03.02.2020 beim Kläger eine Betriebsprüfung 

nach § 28p Sozialgesetzbuch Viertes Buch (SGB IV) für den Prüfzeitraum vom 

10.04.2015 bis 21 .06.2018 durch. Mit Schreiben vom 09.12.2019 wurde der Kläger dazu 

angehört, dass beabsichtigt sei, Gesamtsozialversicherungsbeiträge in Höhe von 

14. 701 ,80 € nachzufordern, da die betroffenen rumänischen Saisonarbeitnehmer wegen 
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der berufsmäßigen Ausübung von kurzfristigen Beschäftigungen versicherungspflichtig 

seien. 

Der Kläger reichte nachträglich verschiedene Unterlagen ein und machte Angaben wovon 

die Saisonarbeiter ihren Lebensunterhalt bestritten. Für den Beigeladenen zu 4 wurde ein 

Verdienstnachweis bzw. eine Bestätigung des rumänischen Arbeitgebers der Ehefrau 

nachgereicht, die ab dem 23.03.2016 eine Beschäftigung gegen Entgelt ausübe. Für den 

Beigeladenen zu 5 wurden eine Heiratsurkunde sowie der Beleg über die Rente des 

Schwiegervaters in Höhe von monatlich 1.130 lei für den Monat August 2019 vorgelegt. 

Bezüglich der Beigeladenen zu 6, 7 und 8 wurde vorgetragen, dass diese von der Rente 

der Mutter sowie Kindergeldzahlungen lebten. Es wurden eine Bescheinigung über eine 

Rente der Mutter sowie Bescheinigungen über Kindergeldzahlungen in Höhe von monat­

lich 84 lei je Kind vorgelegt. Der Beigeladene zu 9 werde von seiner Schwester unter­

stützt. Vorgelegt wurde eine Lohnbescheinigung der Schwester für den November 2017, 

wonach diese monatlich brutto 1.471,45 € bei einem Arbeitgeber in Deutschland verdien­

te. 

Mit Bescheid vom 03.02.2020 stellte die Beklagte fest, dass die sich aus der Prüfung er­

gebende Nachforderung insgesamt 14.701,80 € betrage. In der „Anlage Berechnung der 

Beiträge nach§ 28p Abs 1 SGB IV" werden die Saisonarbeitskräfte namentlich aufgeführt 

und für genau bezeichnete Zeiträume konkrete Entgelte und die sich daraus ergebenden 

Beiträge für die gesetzliche Krankenversicherung, die soziale Pflegeversicherung, die 

gesetzliche Rentenversicherung und an die Bundesagentur für Arbeit sowie die Umlagen 

für Krankheitsaufwendungen (U1) und Mutterschaftsaufwendungen (U2) zugeordnet. Zur 

Begründung wurde im Wesentlichen ausgeführt, dass bei einer Anstellung im Rahmen 

eines kurzfristigen Beschäftigungsverhältnisses folgende Unterlagen zu den Lohnunterla­

gen zu nehmen seien: Erklärung über die Beschäftigung im laufenden Kalenderjahr (Ar­

beitgeber, Dauer, Wochenarbeitszeit), Schüler-/Studentenausweis, Erklärung über eine 

ausschließliche Hausfrauentätigkeit, bei Rentnern die Bestätigung des Rentenversiche­

rungsträgers oder Rentenbescheid, Bescheinigung der Heimatgemeinde bzw. Steuerbe­

hörde über eine Selbstständigkeit, Bescheinigung des Arbeitgebers über die Dauer der 

Fortzahlung des Arbeitsentgeltes während eines Erholungsurlaubs. Für die Beurteilung 

der Berufsmäßigkeit einer kurzfristigen Beschäftigung bei ausländischen Saisonarbeits­

kräften würden die gleichen Voraussetzungen wie für inländische Arbeitnehmer gelten. 

Keine Berufsmäßigkeit liege insbesondere bei Beschäftigungen von Schülern, Studenten, 

Hausfrauen, Selbstständigen oder während eines bezahlten Erholungsurlaubs vor. Das 
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Vorliegen von Versicherungsfreiheit sei von demjenigen nachzuweisen, der die ge­

wünschte Rechtsfolge für sich in Anspruch nehme. Fehlten Nachweise, sei von Versiche­

rungspflicht auszugehen. Für den Personenkreis der Hausfrauen/Hausmänner sei jedoch 

ein Nachweis über den Familienstand zu den Unterlagen zu nehmen, da der Status 

grundsätzlich ohne weitere Nachweise nur anerkannt werden könne, wenn dieser Perso­

nenkreis verheiratet sei. Ledigen Hausfrauen/Hausmännern könne der Status nur in Aus­

nahmefällen zuerkannt werden. Hierfür seien jedoch detaillierte Angaben sowie die Vorla­

ge von nachvollziehbaren Unterlagen zum Erwerbsverhalten des Partners erforderlich . 

Für verheiratete Hausmänner sei durch geeignete Nachweise zu belegen, wovon der Le­

bensunterhalt der Familie bestritten werde. Zu den einzelnen Arbeitnehmern wurden im 

Bescheid u. a. folgende Ausführungen gemacht: 

• Beigeladener zu 3, 

Tätigkeitszeitraum: 10.04.2015 - 23.06.2015 

Bescheinigungen zum Nachweis des Status als Hausmann seien nicht vorgelegt 

worden. 

• Beigeladener zu 4, 

Tätigkeitszeitraum: 10.04.2015 bis 23.06.2015 und 10.04.2017 bis 22.06.2017 

Aus dem nachgereichten Verdienstnachweis bzw. der Bestätigung des rumäni­

schen Arbeitgebers für die Ehegattin sei zu entnehmen, dass diese erst ab dem 

23.03.2016 eine Beschäftigung gegen Entgelt ausgeübt habe. Streitgegenständli­

chen sei vorliegend jedoch nur die Zeit vom 10.04.2015 bis 23.06.2015 

• Beigeladener zu 5, 

Tätigkeitszeitraum: 10.04.2015 bis 03.06.2017 

Aus den nachgereichten Unterlagen für den Arbeitnehmer sei zu entnehmen, dass 

der Lebensunterhalt im Heimatland aus einem Rentenbezug des Schwiegervaters 

bestritten werde, den er betreue. Diese Aussage sei nicht plausibel und widerspre­

che jeglicher Lebenswirklichkeit. 

• Beigeladener zu 6, 

Tätigkeitszeitraum: 10.04.2018 bis 13.06.2018 

In den nachgereichten Unterlagen werde erklärt, dass die Finanzierung des Le­

bensunterhaltes in Rumänien aus dem Rentenbezug der Mutter und aus dem Be­

zug von Kindergeld bestritten werde. Auch diese Aussage sei nicht plausibel. 

Beigeladener zu 7, 

Tätigkeitszeitraum. 10.04.2018 bis 13.06.2018 
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In den nachgereichten Unterlagen werde erklärt, dass die Finanzierung des Le­

bensunterhaltes in Rumänien aus dem Rentenbezug der Mutter und aus dem Be­

zug von Kindergeld bestritten werde. Dies sei ebenfalls nicht plausibel. 

• Beigeladener zu 8, 

Tätigkeitszeitraum: 10.04.2018 bis 21.06.2018 

In den nachgereichten Unterlagen werde erklärt, dass die Finanzierung des Le­

bensunterhaltes in Rumänien aus dem Rentenbezug der Mutter und aus dem Be­

zug von Kindergeld bestritten werde. Auch diese Angabe sei nicht plausibel. 

• Beigeladener zu 9 

Tätigkeitszeitraum: 10.04.2015 bis 23.06.2015 und 18.04.2016 bis 23.06.2016 

Zur Führung des Lebensunterhalts sei vom Kläger erklärt worden, dass dieser 

über die Schwester finanziell unterstützt werde. Aus den eingereichten Verdienst­

bescheinigungen der Schwester ergebe sich jedoch, dass diese eine Beschäfti­

gung gegen Entgelt erst mit dem 01 .11 .2017 und damit außerhalb des streitge­

genständlichen Zeitraums aufgenommen habe. 

Dagegen legte der Kläger Widerspruch ein. Im streitgegenständlichen Zeitraum habe zum 

Nachweis der Versicherungsfreiheit als Hausfrau/Hausmann ausgereicht, wenn der bun­

deseinheitliche Fragebogen zeitnah vor Arbeitsantritt im Bundesgebiet ausgefüllt worden 

sei , eine Bestätigung der Angabe des Status Hausfrau/Hausmann sei nicht vorgesehen 

gewesen. Zum dlamaligen Zeitpunkt habe der bundeseinheitliche Fragebogen keine Mög­

lichkeit eröffnet, die jetzt von der Beklagten geltend gemachten Kriterien vorzutragen. Es 

habe daher keinerlei Notwendigkeit seitens des Klägers bestanden, die in dem angefoch­

tenen Bescheid aufgelisteten Kriterien für die Anerkennung als Hausfrau/Hausmann ge­

genüber der Beklagten vorzutragen. Die Beklagte trage die Feststellungslast für das Tat­

bestandsmerkmal der Berufsmäßigkeit. 

Die Beklagte wies den Widerspruch des Klägers mit Widerspruchsbescheid vom 

26.01.2021 als unbegründet zurück. Für die Prüfung des Kriteriums der Berufsmäßigkeit 

kurzfristig beschäftigter osteuropäischer Arbeitnehmer stehe seit 1998 ein bundeseinheit­

licher Fragebogen zur Verfügung. Zu diesem Fragebogen sei jedoch anzumerken, dass 

sich die persönliche Lebens- und Erwerbssituation von Saisonarbeitskräften nicht allein 

durch das bloße Ankreuzen des Feldes „Hausfrau/Hausmann" in einem Vordruck hinrei­

chend belegen lasse, wenn die allgemeine Lebenserfahrung unter Berücksichtigung der 

bekannten Umstände dagegenspreche. Hausfrauen bzw. Hausmänner seien Personen, 

die im Rahmen einer in der privaten Sphäre lebenden Arbeitsteilung einen Haushalt für 
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sich und andere Haushaltsmitglieder führten, die anstehenden Haushaltsarbeiten verrich­

teten und im Gegenzug von einem oder mehreren Haushaltsmitgliedern finanziell unter­

halten würden, also im Prinzip zur Bestreitung ihres Lebensunterhaltes nicht selbst auf die 

Aufnahme einer Beschäftigung angewiesen seien. Es widerspreche der allgemeinen Le­

benserfahrung, wenn nicht verheiratete Männer und Frauen sowie verheiratete Männer im 

erwerbsfähigen Alter angäben, Hausfrau bzw. Hausmann zu sein. Diese Konstellationen 

seien als atypisch zu bezeichnen und als solche für jedermann hinreichend erkennbar. 

Damit sei bei allen beanstandeten Arbeitnehmern von keiner untergeordneten wirtschaftli­

chen Bedeutung ihrer Einnahmen aus der Tätigkeit beim Kläger auszugehen. Die Fest­

stellungslast für das Bestehen der Versicherungspflicht trage grundsätzlich derjenige, der 

sich auf ihr Bestehen berufe. Der Beweis für die Versicherungspflicht bzw. Versicherungs­

freiheit begründenden Tatsachen könne nur geführt werden, wenn der Arbeitgeber seinen 

für den Beitragseinzug entscheidenden Mitwirkungspflichten nachkomme. Werde trotz 

nicht vorhandener oder offensichtlich unzutreffender Unterlagen geltend gemacht, dass 

Versicherungspflicht nicht bestanden habe, kehre sich die Feststellungslast um. 

Der Kläger erhob am 04.02.2021 gegen den Widerspruchsbescheid Klage zum Sozialge­

richt Landshut. Er legte insbesondere dar, dass aus seiner Sicht eine Beweiserleichterung 

bzw. Umkehr der Beweislast bezüglich des Merkmals der Berufsmäßigkeit im vorliegen­

den Fall nicht in Betracht komme. Ihm werde zu Unrecht der Vorwurf gemacht, es zu Be­

ginn der Beschäftigung unterlassen zu haben, durch Rückfragen bei den Arbeitnehmern 

zu klären, wie diese ihren Lebensunterhalt im Herkunftsland bestritten hätten. Werfe man 

einen Blick auf den Fragebogen, der unter Mitwirkung und Mitverantwortung der Beklag­

ten erstellt worden sei, so werde jene Frage nicht gestellt. Zu den einzelnen Arbeitneh­

mern führte der Kläger u.a. ergänzend aus: 

Bezüglich des Beigeladenen zu 3 habe die Gemeindeverwaltung Tamasi bestätigt, dass 

dieser gemäß der vorgelegten Heiratsurkunde verheiratet sei und Eigentümer oder Mieter 

einer Wohnung sei. Für den Beigeladenen zu 5 seien Unterlagen nachgereicht worden, 

aus denen ersichtlich sei, dass der Arbeitnehmer in Rumänien seinen Lebensunterhalt 

aus dem Rentenbezug seines Schwiegervaters bestreite. Es sei nicht nachvollziehbar, 

weshalb der Vortrag bezüglich der Beigeladenen zu 6 bis 8, dass der Lebensunterhalt in 

Rumänien aus dem Rentenbezug der Mutter und aus dem Kindergeld bestritten werde, 

jeglicher Lebenswirklichkeit widersprechen solle. Bezüglich des Beigeladenen zu 9 bleibe 

es bei der Bewei'slast der Beklagten. Entscheidend sei, dass 2015 keine weiteren Anga­

ben für die Tätigkeit als Hausmann erforderlich gewesen seien. 
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Das Sozialgericht forderte den Kläger auf, weitere Auskünfte und Unterlagen vorzulegen, 

aus denen sich u.a. das Gesamteinkommen, die Finanzierung des Lebensunterhaltes etc. 

ergäben. Ebenso wurde die Beklagte gebeten, Auskunft zu erteilen, welche Konsequen­

zen/Nachfragen in der Vergangenheit bei der Angabe „Hausfrau/Hausmann" im Fragebo­

gen für ausländische Saisonarbeitskräfte gezogen wurden. 

Im Termin zur Erörterung der Sach- und Rechtslage vor dem Sozialgericht Landshut am 

29.09.2021 erklärten die Beteiligten übereinstimmend, dass bezüglich der wirtschaftlichen 

Verhältnisse der beanstandeten Saisonarbeitskräfte über die in den Akten befindlichen 

Unterlagen hinaus keine weiteren Dokumente mehr beigebracht werden könnten. 

Bezüglich des Arbeitnehmers - wurde nach Vorlage weiterer Unterlagen das 

Bestehen einer zeitgeringfügigen Beschäftigung anerkannt und mit Bescheid vom 

16.12.2022 wurden die streitgegenständlichen Bescheide insoweit abgeändert. 

Mit Urteil vom 09.03.2023 hob das Sozialgericht den Bescheid der Beklagten vom 

03.02.2020 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26.01.2021 in der Fassung 

des Änderungsbescheides vom 16.12.2022 bezüglich des Beigeladenen zu 9 für den Mo­

nat April 2015 und für den Beigeladenen zu 5 für den Monat Juni 2017 auf. Im Übrigen 

wies es die Klage ab. Die Klage sei teilweise begründet, da die Beklagte für die Tätigkeit 

des Beigeladenen zu 9 und des Beigeladenen zu 5 im Monat April 2015 bzw. im Monat 

Juni 2017 zu Unrecht Sozialversicherungsbeiträge nachgefordert habe, obwohl in diesen 

Monaten die Geringfügigkeitsgrenze unterschritten werde. Es sei deutsches Sozialversi­

cherungsrecht anzuwenden. Die Feststellung der Versicherungs- und Beitragspflicht .zur 

gesetzlichen Kranken-, Renten-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung setze jeweils ein 

Beschäftigungsverhältnis voraus. Die Beigeladenen zu 3 bis 9 übten unstreitig als Sai­

sonarbeitskräfte in einem landwirtschaftlichen Unternehmen eine Tätigkeit nach Weisung 

für den Kläger aus und seien bei ihren jeweiligen Arbeitseinsätzen vollständig in eine 

fremde Betriebsorganisation eingebunden. Diese Beschäftigungen seien überwiegend 

nicht versicherungsfrei, weil die gesetzlichen Voraussetzungen einer zeitgeringfügigen 

Beschäftigung nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV nicht vorgelegen hätten. Die einschlägigen 

gesetzlichen Zeitgrenzen seien eingehalten worden. Die Beigeladenen zu 4 und zu 9 ar­

beiteten regelmäßig für den Kläger, sodass bezüglich dieser Personen der Anwendungs­

bereich des § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV schon nicht eröffnet sei, da von einer wiederholen­

den Einsatztätigkeit auszugehen sei. Die Beigeladenen zu 3 bis 9 hätten im Übrigen ihre 

Tätigkeit für den Kläger überwiegend berufsmäßig ausgeübt. Damit lägen die Vorausset-
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zungen für eine zeitgeringfügige Beschäftigung nicht vor. Eine Beschäftigung werde be­

rufsmäßig ausgeübt, wenn sie für den Beschäftigten nicht nur von untergeordneter wirt­

schaftlicher Bedeutung sei und er damit seinen Lebensunterhalt überwiegend bestreite. 

Dies könne nur aufgrund einer Beurteilung der Umstände des Einzelfalls unter Beachtung 

der wirtschaftlichen Verhältnisse der Person beurteilt werden. Es komme entscheidend 

auf den Anteil an, den die Vergütung der zeitgeringfügigen Tätigkeit am Jahreseinkom­

men der betreffenden Person habe. Bei der Prüfung der konkreten wirtschaftlichen Ver­

hältnisse sei das Gesamteinkommen in Relation zu setzen zu den Entgelten, die aus der 

zeitlich geringfügigen Tätigkeit erzielt würden. Für Erntehelfer aus Rumänien sei die An­

nahme einer Absicherung des Lebensunterhaltes durch eine Hausfrauenehe oder Unter­

haltsleistungen des Schwiegervaters fernliegend, wenn nicht konkrete Einnahmen nach­

gewiesen würden. In der Regel sei die Berufsmäßigkeit bei grenzüberschreitenden Sai­

sonkräften mit großem Entgelt,gefälle zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 

Herkunftsland gegeben. Da für die betroffenen Arbeitnehmer für den streitgegenständli­

chen Zeitraum nahezu keine weiteren Einnahmen nachgewiesen worden seien, stehe für 

die Kammer fest, dass die Einnahmen aus der Beschäftigung für den Kläger wirtschaftli­

che Relevanz für ihren Lebensunterhalt hätten. Die Beigeladenen zu 3 bis 9 seien auch 

nicht wegen ihres angegebenen Status als Hausmann von der Berufsmäßigkeit ausge­

nommen. Der Status als Hausmann setze voraus, dass diese Person dem Arbeitsmarkt 

nicht zur Verfügung stehe und der Lebensunterhalt anderweitig gesichert sei. Hierfür fehle 

es vorliegend an einem entsprechenden Nachweis. Dieser könne jedoch nur von den Bei­

geladenen zu 3 bis 9 geführt werden, da es sich hierbei um Tatsachen handele, die ihrer 

Sphäre zugerechnet werden müssten. Vorliegend seien die Fragebögen zur Feststellung 

der Versicherungspflicht maschinell vorausgefüllt gewesen und alle eingesetzten Saison­

arbeitskräfte junge Männer mit dem Status Hausmann gewesen. 

Am 27.03.2023 hat der Bevollmächtigte des Klägers Berufung zum Bayerischen Landes­

sozialgericht erhoben. Zur Begründung hat er vorgetragen, dass die Voraussetzungen 

einer zeitgeringfügigen Beschäftigung nach § 8 Abs. 1 Nr .. 2 SGB IV vorgelegen hätten. 

Die erzielten Arbeitsentgelte seien nicht beitragspflichtig. Entgegen den Ausführungen 

des Sozialgerichts sei davon auszugehen, dass die Beigeladenen zu 4 und 9 ihre Tätig­

keit nur gelegentlich und nicht regelmäßig ausgeübt hätten. Zurückzuweisen sei die Ar­

gumentation, dass die Beigeladenen zu 3 bis 9 ihre Tätigkeit für den Kläger überwiegend 

berufsmäßig ausgeübt hätten. Die Beklagte trage die Feststellungslast für das Vorliegen 

der Berufsmäßigkeit. Der Argumentation, dass deshalb von Berufsmäßigkeit auszugehen 

sei , da ein großes Entgeltgefälle zwischen der Bundesrepublik Deutsch land und dem 
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Herkunftsland bestehe, könne nicht gefolgt werden. Das Einkommen der Saisonarbeits­

kräfte in ihrem jeweiligen Heimatland müsse unberücksichtigt bleiben, daher spiele es 

keine Rolle, ob die Einkünfte, die die Saisonarbeitskräfte beim Kläger erzielten, wirtschaft­

lich für diese relevant seien. 

In der mündlichen Verhandlung hat der Kläger erklärt, dass ihm die Arbeiter von einer 

Agentur, die ihm vom Spargelanbauverband empfohlen worden sei, vermittelt worden 

seien. Die Agentur habe die Fragebögen mit den Arbeitern ausgefüllt. Er überprüfe, vor 

Abschluss der Arbeitsverträge, die Fragebögen stets noch einmal. Mit der Agentur sei 

besprochen, dass die Arbeiter in einem geringfügigen Beschäftigungsverhältnis angestellt 

werden sollten. Die Agentur kümmere sich darum, dass alle Papier in Ordnung seien. 

Auch habe allein die Agentur bestimmt, ob bestimmte Arbeiter nochmals zu ihm gesandt 

würden. Er selbst habe hierauf keinen Einfluss gehabt. 

Der Prozessbevollmächtigte des Klägers beantragt, 

das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 09.03.2023 aufzuheben, soweit die 

Klage abgewiesen wurde, und den Bescheid vom 03.02.2020 in der Gestalt des 

Widerspruchsbescheides vom 26.01.2021 in der Fassung des Änderungsbeschei­

des vom 16.12.2022 aufzuheben. 

Die Beklagte beantragt, 

die Berufung zurückzuweisen. 

Der Kläger habe in der Berufungsbegründung keine neuen Tatsachen vorgetragen, daher 

werde zur Vermeidung von Wiederholungen auf den Bescheid vom 03.02.2020 in der 

Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26.01.2021 und des Bescheides vom 

16.12.2022 sowie den gesamten erstinstanzlichen Vortrag Bezug genommen. Vor der 

Aufnahme einer Beschäftigung habe der Arbeitgeber zu prüfen, dass die zeitlichen Gren­

zen eingehalten seien und die Beschäftigung berufsmäßig ausgeübt werde. Aufgrund der 

maschinellen Vorbereitung der Fragebögen erscheine es ,der Beklagten fernliegend, dass 

irgendeine Prüfung vorgenommen worden sei. Der Fragebogen sei nur zur Unterstützung 

der Arbeitgeber gedacht, nicht aber dazu, den Arbeitgeber von jeglicher Eigenverantwor­

tung zu entlasten. 

Die Beigeladenen haben keine Anträge gestellt. 
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Zur Ergänzung des Sachverhaltes wird auf die beigezogene Verwaltungsakte der Beklag­

ten und die Gerichtsakten beider Rechtszüge Bezug genommen. 

Entscheidungsgründe: 

Die Berufung ist zulässig, insbesondere wurde sie form- und fristgerecht eingelegt 

(§§ 153, 151 Sozialgerichtsgesetz - SGG). Die Berufung ist begründet. 

Die angefochtenen Bescheide sind rechtswidrig und verletzen den Kläger in seinen Rech­

ten. Das Sozialgericht hat die Klage zu Unrecht (überwiegend) abgewiesen. 

Wie das Sozialgericht ist der Senat der Auff.assung, dass deutsches Sozialversicherungs­

recht Anwendung findet, da für Arbeitnehmer, die in ihrem Heimatstaat keine Beschäfti­

gung ausüben (hier Hausmänner) und die in Deutschland arbeiten, das Beschäftigungs­

landprinzip nach Art. 11 Abs. 3a Verordnung (EG) Nr. 883/2004 gilt. Dieses gilt immer 

dann, wenn eine Person in nur einem Mitgliedstaat eine Beschäftigung oder eine selbst­

ständige Tätigkeit ausübt (Kohte/Rabe-Rosendahl, ZESAR 2021 , 371 , 372). 

Rechtsgrundlage für die Feststellung der Versicherungspflicht und der Beitragsforderung 

ist§ 28p Abs. 1 Satz 1 und 5 8GB IV in den insoweit gleichlautenden Fassungen vom 

30.07.2014, 15.04.2015 und 11.11 .2016. Danach prüfen die Träger der Rentenversiche­

rung bei den Arbeitgebern, ob diese ihre Meldepflichten und ihre sonstigen Pflichten nach 

dem SGB IV, die im Zusammenhang mit dem Gesamtsozialversicherungsbeitrag stehen, 

ordnungsgemäß erfüllen, insbesondere die Richtigkeit der Beitragszahlungen und der 

Meldungen(§ 28a SGB IV) mindestens alle vier Jahre (Satz 1 ). Sie erlassen im Rahmen 

der Prüfung Verwaltungsakte zur Versicherungspflicht und Beitragshöhe in der Kranken-, 

Pflege- und Rentenversicherung sowie nach dem Recht der Arbeitsförderung einschließ­

lich der Widerspruchsbescheide gegenüber den Arbeitgebern (Bundesozialgericht-BSG, 

Urteil vom 10.12.2019- B 12 R 9/18 R- BSGE 129, 247 = SozR 4-2500 § 223 Nr. 3, 

Rn.12). 

Die Beigeladenen zu 3 bis 9 waren in ihrer Tätigkeit als Erntehelfer beim Kläger gemäß 

§ 7 Abs. 1 SGB IV in der Fassung vom 12.04.2012 und 23.12.2014 abhängig beschäftigt 
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und daher grundsätzlich gemäß§ 5 Abs. 1 Nr. 1 Sozialgesetzbuch Fünftes Buch (SGB V), 

§ 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI und § 20 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 Sozialgesetzbuch Elftes Buch 

(SGB XI),§ 25 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch Drittes Buch (SGB III) in der gesetzlichen 

Kranken-, Renten-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung pflichtversichert. Diese Beschäf­

tigungen waren jedoch versicherungsfrei gemäß§ 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 SGB VI,§ 7 

Abs. 1 Satz 1 HS. 1 SGB V und§ 20 Abs. 1 Satz 1 SGB XI und§ 27 Abs. 2 SGB III, weil 

die gesetzlichen Voraussetzungen einer zeitgeringfügigen Beschäftigung nach § 8 Abs. 1 

Nr. 2 SGB IV (in der Fassung vom 05.12.2012) vorgelegen haben. In allen Fällen bestand 

Versicherungsfreiheit wegen zeitlich geringfügiger Beschäftigung im Sinne des § 8 Abs. 1 

Nr. 2 SGB IV. Die erzielten Arbeitsentgelte sind daher gemäß § 14 SGB IV nicht beitrags­

pflichtig. 

Gemäß § 8 Abs. 1 SGB IV in den vom 11.08.2010 bis zum 31 .12.2018 geltenden Fas­

sungen liegt eine geringfügige Beschäftigung vor, wenn 

1. das Arbeitsentgelt aus dieser Beschäftigung regelmäßig im Monat 450 € nicht über­

steigt, 

2. die Beschäftigung innerhalb eines Kalenderjahres auf längstens zwei Monate oder 50 

Arbeitstage nach ihrer Eigenart begrenzt zu sein pflegt oder im Voraus vertraglich be­

grenzt ist, es sei denn, dass die Beschäftigung berufsmäßig ausgeübt wird und ihr Entgelt 

450 € im Monat übersteigt. 

In der Zeit vom 01.01.2015 bis zum 31.12.2018 galten gemäß§ 115 SGB IV (in der durch 

Art 9 Nr. 3 Tarifautonomiestärkungsgesetz vom 11.08.2014 bis zum 31 .12.2018 geltenden 

Fassung) abweichende Zeitgrenzen von drei Monaten oder 70 Arbeitstagen. Die maßgeb­

lichen Zeitgrenzen wurden bezüglich aller Arbeitnehmer eingehalten; davon geht auch die 

Beklagte aus. 

Die Voraussetzungen der§§ 8 Abs. 1 Nr. 2die, 115 SGB IV sind erfüllt, da die Beschäfti­

gungen von den Beigeladene111 zu 3 bis 9 nicht regelmäßig ausgeübt wurden, sie im Vo­

raus auf drei Monate bzw. 70 Arbeitstage im Jahr begrenzt waren und nicht als berufsmä­

ßig zu qualifizieren sind. 

Nach der ständigen Rechtsprechung des BSG ist bei (geringfügigen) Beschäftigunge·n 

eine Zuordnung zu einer der beiden Fallgruppen des§ 8 SGB IV vorzunehmen (vgl. BSG, 

Urteil vom 11.05.1993 - 12 RK 23/91 - SozR 3-2400 § 8 Nr. 3 und Urteil vom 23.05.1995 -

12 RK 60/93 - SozR 3-2400 § 8 Nr. 4 ). Danach unterscheidet sich die Geringfügigkeit 

nach Nr. 1 des § 8 Abs. 1 SGB IV von derjenigen nach Nr. 2 dieser Vorschrift dadurch, 
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dass die Beschäftigung bei Nr. 1 regelmäßig und bei Nr. 2 nur gelegentlich ausgeübt wird 

(BSG, Urteil vom 07.05.2014 - B 12 R 5/12 R - SozR 4-2400 § 8 Nr. 6 Rn. 19). Die Be­

stimmung, ob die Variante der Entgeltgeringfügigkeit vorliegt, setzt eine Prognose voraus; 

es ·findet keine rückschauende Betrachtung statt. Wird nur gelegentlich gearbeitet, kommt 

Entgeltgeringfügigkeit nicht in Betracht. Regelmäßig ist nach der Rechtsprechung des 

BSG eine Beschäftigung, die bei vorausschauender Betrachtung von vornherein auf stän­

dige Wiederholung gerichtet ist (vgl. z.B. BSG, Urteil vom 11 .05.1993 - 12 RK 23/91 -

SozR 3-2400 § 8 Nr. 3 S 11 f; Urteil vom 28.04.1982 - 12 RK 1 /80 - SozR, 2200 § 168 

Nr. 6 S 10 f mwN; ST-Drucks 7 /4122 S 43 zu 1 ); nicht erforderlich ist, dass sie über meh­

rere Jahre hinweg ausgeübt werden soll (vg 1. BSG, Urteil vom 05.12.2017- B 12 KR 

16/15 R, Rn. 15 juris). Entscheidend ist, ob eine Beschäftigung laufend, regelmäßig wie­

derkehrend oder nur gelegentlich ausgeübt werden soll. Aufgrund der im sozialgerichtli­

chen Verfahren vorgelegten Arbeitsverträge und Lohnabrechnungen wurden die maßgeb­

lichen Zeitgrenzen jeweils eingehalten. Es liegt keine regelmäßige Beschäftigung vor, die 

der Annahme einer zeitgeringfügigen Beschäftigung nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV entge­

genstehen würde, die Beschäftigung der Beigeladenen zu 3 bis 9 richtete sich nach sai­

sonalen Gegebenheiten und war nicht von vornherein auf ständige Wiederholung ausge­

richtet. Dies ergibt sich für den Senat aus den überzeugenden Aussagen des Klägers in 

der mündlichen Verhandlung vor dem Senat, wonach er keinen Einfluss auf die Auswahl 

der ihm von der Vermittlungsagentur vorgeschlagenen Arbeiter hatte. Auch die einzelnen 

Arbeitseinsätze waren in Bezug auf ihre Dauer nicht hinreichend vorhersehbar, was in der 

Natur der Sache bei Ernteeinsätzen liegt (vgl. auch LSG Baden-Württemberg, Urteil vom 

10.11 .2022 - L 11 BA 3083/20, Rn. 30, juris; Latzel, NZS 2022, 281 , 282). Allein aus der 

Tatsache, dass die Beigeladenen zu 4 und 9 mehrfach in unterschiedlichen Jahren beim 

Kläger beschäftigt waren, kann nicht auf das Vorliegen einer regelmäßigen Beschäftigung 

geschlossen werden, da es hierzu einer auf ständige Wiederholung gerichteten Beschäf­

tigung bedarf (vgl. Knospe in Hauck/Noftz SGB IV, 2. Ergänzungslieferung 2023, § 8 

SGB IV Rn. 50 ff). 

Da das den Saisonkräften gezahlte Entgelt in allen im Berufungsverfahren noch streitigen 

Monaten mehr als 450 € betrug, hängt das Vorliegen einer zur Versicherungsfreiheit füh­

renden zeitlich geringfügigen Beschäftigung davon ab, ob die Saisonarbeitskräfte ihre 

Tätigkeit berufsmäßig ausgeübt haben. 

Eine Beschäftigung oder Tätigkeit wird dann berufsmäßig iS von§ 8 Ab,s. 1 Nr. 2 SGB IV 

ausgeübt, wenn sie für den Beschäftigten ni,cht nur von untergeordneter wirtschaftlicher 
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Bedeutung ist und er damit seinen Lebensunterhalt überwiegend oder doch in einem sol­

chen Umfang bestreitet, dass seine wirtschaftliche Situation zu einem erheblichen Teil auf 

dieser Beschäftigung beruht (vgl. z.B. BSG, Urteil vom 14.03.2018- B 12 KR 17/16 R-, 

SozR 4-2600 § 1163 Nr. 2, Rn. 12; Urteil vom 05.12.2017-B 12 R 10/15 R-, SozR 4-

2400 § 8 Nr 7, Rn. 18). Beschäftigungen, die nur gelegentlich ausgeübt werden, sind 

grundsätzlich von untergeordneter wirtschaftlicher Bedeutung und nicht als berufsmäßig 

anzusehen (BSG, Urteil vom 24.11.2020 - 8 12 KR 34/19 R -, BSGE 131 , 99-106, SozR 

4-2400 § 8 Nr 9, Rn. 14; für kurzfristige, überbrückende Tätigkeiten zwischen Schulende 

und Studienbeginn). Ob eine derartige Beschäftigung berufsmäßig ausgeübt wird, kann 

nur aufgrund einer Beurteilung der gesamten Umstände des Einzelfalls und der wirtschaft­

lichen Verhältnisse der betroffenen Person beurteilt werden (Knispel in: SchlegelNoelzke, 

jurisPK-SGB IV, 4. Aufl. , § 8 SGB IV 1. Überarbeitung (Stand: 08.07.2024), Rn. 61 ). 

Bei der vorzunehmenden Gesamtabwägung zur Beurteilung des Merkmals „Berufsmäßig­

keit'' einer kurzfristigen Beschäftigung ist stets die konkrete wirtschaftliche Situation des 

einzelnen Beschäftigten zu prüfen. Abzustellen ist hierbei auch darauf, dass die Saison­

arbeiter ihren Lebensunterhalt anderweitig abgesichert haben, dh dass sie nicht im ent­

scheidenden Maße auf das Einkommen angewiesen sind (vgl. BSG, Urteil vom 

28.10.1960, 3 RK 32/56, Rn. 18, juris, am Ende) und nicht ausschließlich von den Ein­

nahmen aus der Saisonarbeit leben (vgl. Schlegel, NZS 2020, 335). Nach den Angaben 

der Saisonarbeitskräfte haben diese ihren Lebensunterhalt im Herkunftsland -auch ohne 

die Einkünfte aus der Beschäftigung beim Kläger- gesichert. 

Zwar ist dem Sozialgericht beizupflichten, dass das Lohngefälle zwischen dem Herkunfts­

land der Beigeladenen zu 3 bis 9 und der Bundesrepublik Deutschland dafürspricht, dass 

die für die Tätigkeit beim Kläger erhaltenen Entgelte für die Saisonarbeiter von Bedeutung 

gewesen sein dürften. Hieraus kann jedoch entgegen der Auffassung des Sozialgerichts 

nicht der Schluss gezogen werden, dass aufgrund des großen Entgeltgefälles zwischen 

dem Herkunftsland und dem Beschäftigungsland der Saisonarbeiter regelmäßig eine be­

rufsmäßig ausgeübte Tätigkeit vorliegt. Bei der Beurteilung der Berufsmäßigkeit einer 

Beschäftigung von ausländischen Arbeitnehmern, zu deren Heimatland ein großes Lohn­

gefälle besteht, kann nicht allein auf dieses abgestellt werden, da sonst solchen Arbeit­

nehmern grundsätzlich eine geringfügige Tätigkeit nicht offenstehen würde. Wird nur auf 

diesen Gesichtspunkt abgestellt, dass die Beigeladenen zu 3 bis 9 mit ihrer kurzzeitigen 

Beschäftigung in der Bundesrepublik Deutschland vergleichsweise wesentlich mehr ver­

dient haben dürften, als ihnen Mittel in ihrem Heimatland zur Verfügung stehen, würde 
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dies dazu führen, dass ausländische Arbeitnehmer gegenüber inländischen Arbeitneh­

mern diskriminiert würden (LSG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 25.06.2007, L 2 RI 340/04, 

Rn. 29f, juris). 

Nach den vorgelegten Unterlagen und den im Verfahren gemachten Angaben steht es für 

den Senat fest, dass die Beigeladenen zu 3 bis 9 in ihrem Heimatland den Haushalt ihrer 

Familie versorgten und ihr Lebensunterhalt dort durch andere Familienmitglieder gesichert 

war. Im Übrigen würde ein gegebenenfalls fehlender Nachweis zulasten der Beklagten 

gehen. Die Beweislast für das Merkmal „Berufsmäßigkeit", das im Rahmen eines Streites 

um die Versicherungspflicht nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV eine Geringfügigkeit ausschlie­

ßende und damit die angefochtenen Beitragsbescheide stützende Tatsache darstellt, trägt 

nach der Rechtsprechung des BSG die Beklagte (BSG, Urteil vom 11 .05.1993 -1 2 RK 

23/91, Rn. 25 juris; Knispel, aaO., Rn. 61 .1 ) .. Auch aus der Höhe der Zahlungen des Klä­

gers an die Saisonarbeiter kann nicht gefolgert werden, dass diese von einer besonderen 

wirtschaftlichen Bedeutung für die Beigeladenen zu 3 bis 9 waren. So hat der Beigelade­

ne zu 3 im Jahr 2015 insgesamt 2.960 €, der Beigeladene zu 4 im Jahr 2015 2.960 €, der 

Beigeladene zu 5 im Jahr 2017 2.433,80 €, der Beigeladene zu 6 im Jahr 2018 

2.775,76 €, der Beigeladene zu 7 im Jahr 2017 3.315 € der Beigeladene zu 8 im Jahr 

2017 2.775,76 € und der Beigeladene zu 9 im Jahr 2015 2.775 € und im Jahr 2016 

3.056 € sowie im Jahr 2017 3.250 € erhalten. 

Der Kläger ist seinen Arbeitgeberpflichten ausreichend nachgekommen. Er hat sich zur 

Prüfung der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung der Saisonarbeiter des zwei­

sprachigen, von der Beklagten zur Verfügung gestellten, zwischenzeitlich überarbeiteten, 

Fragebogens zur Feststellung der Versicherungspflicht/ Versicherungsfreiheit rumäni­

scher Saisonarbeitnehmer bedient. Vorliegend haben die Beigeladenen zu 3 bis 9 mittels 

dieses Fragebogen angegeben, dass sie Hausmann seien. Dieser Fragebogen enthält 

den Hinweis, dass die Frage, wovon die Saisonkraft in ihrem Heimatland ihren Lebensun­

terhalt verdient, nur beantwortet werden muss, wenn sämtliche vorstehenden Fragen, 

darunter auch die Frage „Sind sie Hausfrau/Hausmann", mit „Nein" beantwortet wurden. 

Dies bedeutet, dass die Beigeladenen zu 3 bis 9 die Frage, wovon sie in Rumänien ihren 

Lebensunterhalt bestreiten, nach dem zur Verfügung gestellten Fragebogen nicht beant­

worten mussten und ein Nachweis nicht gefordert wurde. Dieser Fragebogen konkretisiert 

den Umfang der erforderlichen Mitwirkung des Arbeitgebers. Der Kläger war daher nicht 

verpflichtet, die Angaben der Beigeladenen zu 3 bis 9 genauer zu hinterfragen, Nachwei­

se zum Einkommen und Bestreiten des Lebensunterhalts im Herkunftsland anzufordern 
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und weitere Ermittlungen durchzuführen (vgl. hierzu auch LSG Baden-Württemberg, Urteil 

vom 11 .10.2022 - L 11 BA 3083/20, Rn. 33, juris; ebenso LSG Baden-Württemberg, Urteil 

vom 25.10.2023 - L 8 BA 2385/22). Die Beklagte selbst hat zudem keine weiteren konkre­

ten Möglichkeiten aufgezeigt oder Nachweise im Fragebogen verlangt. Im Verwaltungs­

verfahren hat dann der Kläger auf Nachfrage der Beklagten vorgetragen und entspre­

chende Nachwei1se vorgelegt wovon die Saisonarbeiter ihren Lebensunterhalt im Heimat­

land bestreiten (Unterhaltszahlung durch Verwandte, Bezug von Kindergeld). Gleichwohl 

hat der Kläger die Fragebögen überprüft und Arbeitsverträge mit den Saisonarbeitern erst 

dann abgeschlossen, wenn aus seiner Sicht die Fragebögen ordnungsgemäß ausgefüllt 

waren. Die Angaben auf den Fragebögen waren von der Heimatgemeinde der Beigelade­

nen zu 3 bis 9 abgestempelt, aus den Fragebögen selbst ergaben sich keinerlei Anhalts­

punkte, dass die Angaben zu hinterfragen oder zu belegen seien. Ein Verstoß gegen die 

Aufzeichnungs- 1Und Mitwirkungspflicht des Klägers als Arbeitgeber ist nicht ersichtlich. 

Soweit die Beklagte vorträgt, dass die Angaben der Beigeladenen zu 3 bis 9 aufgrund der 

allgemeinen Lebenserfahrung unplausibel wären, und unterstellt, dass die Angabe, als 

Hausmann tätig zu sein, nicht korrekt sei, da ledige „junge" Männer aufgrund der allge­

meinen Lebenserfahrung keinen Haushalt führten, kann dies nicht nachvollzogen werden. 

Wenn die Beklagte annimmt, dass die Beigeladenen zu 3 bis 9 zu einem großen Teil ihren 

Lebensunterhalt aus dem Einkommen als Saisonarbeiter bestritten und nicht von Ver­

wandten für ihre Tätigkeit als Hausmann unterstützt würden, so hätte es ihr oblegen, dies 

im Verwaltungsverfahren zu ermitteln, da sie insoweit die Feststellungslast trägt. Der 

Rückschluss auf die fehlende Berufsmäßigkeit der Tätigkeit allein aus der Tatsache, dass 

die Saisonarbeiter Hausmänner und teilweise ledig sind sowie ihren Lebensunterhalt aus 

Rentenzahlungen oder Unterhaltszahlungen von Verwandten beziehen, ist nicht nachvoll­

ziehbar. 

Zwar ist auch der Senat der Auffassung, dass die bloße Angabe des Status „Hausfrau 

oder -mann" in dem zweisprachigen „Fragebogen" nicht dazu führt, dass diese Personen­

gruppe versicherungs- und beitragsfrei in der jeweiligen zeitgeringfügigen Tätigkeit ist. Für 

den Senat sind vorliegend die Angaben der Beigeladenen zu 3 bis 9 jedoch ausreichend, 

um die Berufsmäßigkeit ihrer Tätigkeit auszuschließen. Es bestehen keine objektiven An­

haltspunkte, die Angaben zu bezweifeln, sowohl die Höhe des Einkommens als auch die 

Kurzfristigkeit des Einsatzes uind die anderweitige Absicherung des Lebensunterhaltes 

sprechen dafür, dass die Tätigikeit nicht berufsmäßig ausgeübt wurde. Soweit die Beklag­

te geltend macht, dass die Angaben der Saisonkräfte nur plausibel wären, wenn ein „Hin­

terfragen" stattgefunden hätte und mitgeteilt worden wäre, in welchem Haushalt die 
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„Hausfrau-/Hausmann-Tätigkeit" stattfinde, von welcher anderen Person der Betreffende 

unterhalten und wovon der Lebensunterhalt bestritten werde, wurden diese Angaben im 

Verwaltungsverfahren nachgeholt. Wenn die Angaben nun für die Beklagte nicht ausrei­

chend erscheinen, hätte sie weitere Ermittlungen durchführen müssen. 

Die Kostentscheidung beruht auf§ 197a Abs. 1 SGG iVm §154 Abs. 1 und 2 Verwal­

tungsgerichtsordlnung (VwGO). 

Gründe für die Zulassung der Revision gemäß § 160 Abs. 2 Nrn. 1 oder 2 SGG sind nicht 

ersichtlich. 
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Rechtsmittelbelehrung und Erläuterungen zur Prozesskostenhilfe 

1. Rechtsmittelbelehrung 

Diese Entscheidung kann nur dann mit der Revision angefochten werden, wenn sie nachträglich 
vom Bundessozialgericht zugelassen wird. Zu diesem Zweck kann die Nichtzulassung der Revision 
durch das Landessozialgericht mit der Beschwerde angefochten werden. 

Die Beschwerde ist von einem bei dem Bundessozialgericht zugelassenen Prozessbevollmächtig­
ten innerhalb eines Monats nach Zustellung der Entscheidung schriftlich oder in elektronischer 
Form beim Bundessozialgericht einzulegen. Rechtsanwälte, Behörden oder juristische Personen 
des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben ge­
bildeten Zusammenschlüsse müssen die Beschwerde als elektronisches Dokument übermitteln 
(§ 65d Satz 1 Sozialgerichtsgesetz - SGG). Die Beschwerde muss bis zum Ablauf der Monatsfrist 
beim Bundessozialgericht eingegangen sein und die angefochtene Entscheidung bezeichnen. 

Anschriften des Bundessozialgerichts: 

bei Briefpost 

34114 Kassel 

Telefax-Nummer: 

0561-3107475 

bei Eilbrief, Paket und Päckchen 

Graf-Bernadotte-Platz 5 

34119 Kassel 

Die elektronische Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments gewahrt, das für 
die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und 

von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist oder 

von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg 
gemälß § 65a Abs. 4 SGG eingereiclht wird. 

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten 1.:md zur qualifizierten 
elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung über die technischen Rahmenbedin­
gungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpost­
fach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW) in der jeweils gültigen Fassung. Informa­
tionen hierzu können über das Internetportal des Bundessozialgerichts (www.bsg.bund.de) ab,geru­
fen werden. 

Als Prozessbevollmächtigte sind nur zugelassen 

1. Rechtsanwälte, 
2. Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates 

der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäi­
schen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, die die Befähigung zum Richteramt besitzen, 

3. selbstständige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zweckset­
zung für ihre Mitglieder, 

4. berufsständische Vereinigungen der Landwirtschaft für ihre Mitglieder, 
5. Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammenschlüsse solcher Ver­

bände für ihre Mitglieder oder für andere Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer 
Ausrichtung und deren Mitglieder, 

6. Vereinigungen, deren satzungsgemäße Aufgaben die gemeinschaftliche Interessenvertretung, 
die Beratung und Vertretung der Leistungsempfänger nach dem Sozialen Entschädigungsrecht 
oder der Menschen mit Behinderungen wesentlich umfassen und die unter Berücksichtigung 
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von Art und Umfang ihrer Tätigkeit sowie ihres Mitgliederkreises die Gewähr für eine sachkun­
dige Prozessvertretung bieten, für ihre Mitglieder, 

7. juristische Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer der in den Nrn. 
3 bis 6 bezeichneten Organisationen stehen, wenn die juristische Person ausschließlich die 
Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser Organisation und ihrer Mitglieder oder anderer 
Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und derren Mitglieder ent­
sprechend deren Satzung durchführt, und wenn die Organisation für die Tätigkeit der Bevoll­
mächtigten haftet. 

Die Organisationen zu den Nrn. 3 bis 7 müssen durch Personen mit Befähigung zum Richteramt 
handeln. 

Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfül­
lung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse sowie private Pflegeversiche­
rungsunternehmen können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder 
durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen 
des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben ge­
bildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. Ein Beteiligter, der nach Maßgabe der Nrn. 1 bis 7 
zur Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst vertreten. 

Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung der Entscheidung von einem 
zugelassenen Prozessbevollmächtigten schriftlich oder in elektronischer Form zu begründen. 
Rechtsanwälte, Behörden oder juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von 
ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse müssen die Be­
gründung als elektronisches Dokument übermitteln (§ 65d Satz 1 SGG). 

In der Begründung muss dargelegt werden, dass 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder 
- die Entscheidung von einer zu bezeichnenden Entscheidung des Bundessozialgerichts, des 

Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsge­
richts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder 

- ein zu bezeichnender Verfahrensmangel vorliegt, auf dem die angefochtene Entscheidung be-
ruhen kann. 

Als Verfahrensmangel kann eine Verletzung der§§ 109 und 128 Abs. 1 Satz 1 SGG nicht und eine 
Verletzung des§ 103 SGG nur gerügt werden, soweit das Landessozialgericht einem Beweisan­
trag ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

II. Erläuterungen zur Prozesskostenhilfe 

Für das Beschwerdeverfahren ge,gen die Nichtzulassung der Revision kann ein Beteiligter Pro­
zesskostenhilfe zum Zwecke der Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragen. 

Der Antrag kann von dem Beteiligten persönlich gestellt werden; er ist beim Bundessozialgericht 
schriftlich oder in elektronischer Form einzureichen oder mündlich vor dessen Geschäftsstelle zu 
Protokoll zu erklären. Rechtsanwälte, Behörden oder juristische Personen des öffentlichen Rechts 
einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammen­
schlüsse müssen den Antrag als elektronisches Dokument übermitteln (§ 65d Satz 1 SGG). 

Dem Antrag sind eine Erklärung des Beteiligten über seine persönlichen und wirtschaftlichen Ver­
hältnisse (Familienverhältnisse, Beruf, Vermögen, Einkommen und Lasten) sowie entsprechende 
Belege beizufügen; hierzu ist der für die Abgabe der Erklärung vorgeschriebene Vordruck zu 
benutzen. Der Vordruck ist kostenfrei bei allen Gerichten erhältlich. Er kann auch über das Inter­
netportal des Bundessozialgerichts (www.bsg.bund.de) heruntergeladen und ausgedruckt werden. 

Falls die Beschwerde nicht schon durch einen zugelassenen Prozessbevollmächtigten eingelegt 
ist, müssen der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe und die Erklärung über die persönli­
chen und wirtschaftlichen Verhältnisse nebst den Belegen innerhalb der Frist für die Einlegung der 
Beschwerde beim Bundessozialgericht eingegangen sein. 
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Ist dem Beteiligten Prozesskostenhilfe bewilligt worden und macht er von seinem Recht, einen 
Rechtsanwalt zu wählen, keinen Gebrauch, wird auf seinen Antrag der beizuordnende Rechtsan­
walt vom Bundessozialgericht ausgewählt. 

Gruber Dr. Konrad Berndt 




